
 

Bern, 11. September 2020 

Adressat/in: 
die Kantonsregierungen 

Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung 
und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs 
durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgaben-
gesetz, BAZG-VG) sowie Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zoll-
abgabengesetz (ZoG): Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 

Sehr geehrte Frau Präsidentin 
Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Regierungsmitglieder 

Der Bundesrat hat am 11. September 2020 das EFD beauftragt, bei den Kantonen, 
den politischen Parteien, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Gemein-
den, Städte und Berggebiete, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Wirt-
schaft und den interessierten Kreisen zum Entwurf für ein neues Gesetz über den All-
gemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden 
Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit 
(BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie über eine Totalrevision des Zollge-
setzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) ein Vernehmlassungsverfahren 
durchzuführen. 

Die Vernehmlassungsfrist dauert bis zum 31. Dezember 2020. 

Mit den Gesetzesänderungen sollen namentlich folgende Ziele erreicht werden: 

 Streichung der Organisationsbestimmungen, um die Weiterentwicklung des
BAZG zur agilen Organisation zu ermöglichen;

 Vereinfachung des materiellen Zollrechts und teilweise Angleichung des materi-
ellen Rechts für den Zoll und die nichtzollrechtlichen Abgaben (Inlandabgaben);

 Vereinheitlichung und Vereinfachung aller vom BAZG geführten Abgabeverfah-
ren samt Rechtsmittelverfahren;

 die durchgängige Digitalisierung dieser Verfahren;
 die möglichst automatisierte Prüfung der Einhaltung der nichtabgaberechtlichen

Erlasse (bisher: nichtzollrechtliche Erlasse, NZE), die Schaffung eines standar-
disierten Katalogs für die Massnahmen und Leistungen des BAZG mit Auswahl
der Leistungen im jeweiligen Erlass und die risikobasierte Gewichtung des
BAZG bei der Erfüllung dieser Vollzugsaufgaben;

 teilweise neue und technologieneutrale Regelung der Datenbearbeitung, die ein
durchgängig elektronisches Verfahren ermöglicht;
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 Schaffung modernerer und einheitlicher Grundlagen für die Risikoanalyse, Kon-
trolle und Strafverfolgung;  

 teilweise Angleichung der materiellen Strafbestimmungen in den Abgabeerlas-
sen.  

 
Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden über die Internetadresse: 

http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html. 

Wir sind bestrebt, die Dokumente im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes 
(BehiG; SR 151.3) barrierefrei zu publizieren. Wir ersuchen Sie daher, Ihre Stellung-
nahmen, wenn möglich, elektronisch (bitte nebst einer PDF-Version auch eine 
Word-Version) innert der Vernehmlassungsfrist an folgende Email-Adresse zu sen-
den:  

rechtsetzung@ezv.admin.ch. 

Wir bitten Sie, im Hinblick auf allfällige Rückfragen, die bei Ihnen zuständigen Kontakt-
personen und deren Koordinaten in der Stellungnahme anzugeben. 
 
Für Rückfragen und allfällige Informationen steht Ihnen Herr Rechtsanwalt Christian 
Leu (Telefon 058 461 19 27) gerne zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
 
 
Ueli Maurer 
Bundesrat 


